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Chronique générale

Economie

Crédit et monnaie

Banque nationale

Étant donné que plus de 100'000 signatures avaient été collectées en 2015, le peuple a
été convoqué aux urnes le 10 juin 2018 pour voter sur l’initiative populaire «Pour une
monnaie à l’abri des crises: émission monétaire uniquement par la Banque nationale!».

Cette initiative, dite initiative «Monnaie pleine», a été largement rejetée par 75.7% de
non. Aucun canton n’a adopté l’initiative populaire. Les plus forts rejets se retrouvent
en Suisse centrale avec les cantons de Schwyz, Obwald et Nidwald. Le canton de Genève
est celui qui a connu le plus faible rejet avec 60% de non. La participation a atteint
33.8%. 
Comme auprès des parlementaires qui avaient rejeté en bloc l’initiative, les initiants
ont eu de la peine à imposer leurs idées auprès des citoyens. Les opposants qui ont
parlé d'une expérience «hasardeuse», d'une transformation de la Suisse en laboratoire,
d'une volonté de jouer aux «apprentis sorciers» et, d'une menace pour la stabilité et la
productivité économique, ont fini par largement convaincre la population helvétique.
En outre, la complexité technique qui entourait cette initiative a probablement été un
frein majeur à son acceptation. En effet, les initiants ont peiné à vulgariser cette
initiative populaire sur la création de monnaie.
En ce qui concerne la campagne, elle fut de moyenne intensité. Mais surtout, plus de
90% des affiches défendaient le «non» à l’initiative. Ce chiffre s’explique par l’absence
de soutien de la part d’au moins un des partis politiques parlementaires. 
Au final, la haute complexité de l’initiative a empêché un vrai débat démocratique et a
probablement condamné l’objet à l’échec. De plus, sans le soutien d’un parti politique
parlementaire, il fut difficile pour les initiants d’imposer leurs opinions dans la presse
et dans les esprits. Néanmoins, ils se sont montrés satisfaits d’avoir «révélé» aux
Helvètes que les banques commerciales émettaient de l’argent, et donc, d’avoir fait
émerger les risques pour l’économie réelle. Les Suisses ont fait confiance à un système
bancaire dont ils sont, très souvent, fiers. 

Votation 10 juin 2018 – Initiative « Monnaie pleine »
Participation : 33.8 %
-	Oui : 24.3 %
-	Non : 75.7 %

Prise de position des partis :
-	Oui : -
-	Non : PS, PDC, PVL, PLR, PBD, UDC, PartiPirate, PEV
-      Libre : Verts 1

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 10.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Banques

In derselben Botschaft wie für die Bankenaufsicht legte der Bundesrat auch seine
Vorschläge für eine Neudefinition der Kantonalbanken vor. Als Kantonalbanken sollen
künftig jene gelten, deren Existenz auf kantonalen Gesetzen beruht und an denen der
Kanton mehr als einen Drittel des Kapitals und der Stimmen hält. Über eine
Staatsgarantie müssen sie hingegen nicht mehr verfügen. Mit dieser begrifflichen
Neubestimmung sollen gleichzeitig auch gewisse Privilegien der Kantonalbanken
aufgehoben werden. Unabhängig davon, ob sie über eine Staatsgarantie verfügen, sollen
sie der Aufsicht der Bankenkommission unterstellt und in bezug auf Reservebildung und
Verantwortlichkeitsbestimmungen den anderen Banken gleichgestellt werden.
Kantonalbanken mit Staatsgarantie sollen jedoch weiterhin von einem Rabatt von 12.5
Prozent bei den Eigenmitteln profitieren können, da bei ihnen das Risiko vom Staat voll
abgedeckt wird. Zudem sollen sie auch nicht der Bewilligungspflicht durch die
Bankenkommission unterstehen und ihre Liquidation soll nur vom Kanton und nicht von
der EBK angeordnet werden können. Für die Kantonalbanken der Kantone Genf und
Waadt (welche zwar eine faktische aber keine formelle Staatsgarantie kennen) und Zug
(wo der Kanton nur 20% des Aktienkapitals hält) sollen Übergangsbestimmungen
gelten. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.05.1998
HANS HIRTER
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Die im Vorjahr von der SVP-Nationalratsfraktion eingereichte parlamentarische
Initiative für eine Verankerung des „Bankkundengeheimnisses“ in der
Bundesverfassung wurde trotz Protesten und erfolglosen Ordnungsanträgen der SVP
nicht vor den Parlamentswahlen, sondern erst in der Wintersession traktandiert: Der
Antrag der WAK, der Initiative Folge zu geben und eine entsprechende
Verfassungsvorlage auszuarbeiten, setzte sich gegen den Widerstand der SP und der GP
durch. Die WAK war zwar nicht davon überzeugt gewesen, dass das auf Gesetzesebene
definierte Bankgeheimnis durch eine Präzisierung von Art. 13 BV („Schutz der
Privatsphäre“) explizit in den Verfassungsrang zu befördern sei. Angesichts der
schwierigen Verhandlungen der Schweiz mit der EU im Rahmen der zweiten Bilateralen
Abkommen hätte jedoch ihrer Ansicht nach eine Ablehnung der Initiative im Parlament
ein falsches Zeichen nach Brüssel gesendet und die Verhandlungsposition des
Bundesrates markant geschwächt. Mit demselben Argument gab der Ständerat vier
analogen Standesinitiativen aus den Kantonen Aargau, Basel-Land, Genf und Tessin
Folge. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.12.2003
HANS HIRTER

Der Nationalrat sprach sich mit 112 zu 43 Stimmen gegen eine Verankerung des
Bankkundengeheimnisses in der Bundesverfassung aus, wie dies die SVP-Fraktion mit
einer parlamentarischen Initiative und die Kantone Aargau, Basel-Land, Genf, Tessin,
Zug und Zürich mit Standesinitiativen gefordert hatten. Auch der Ständerat lehnte die
sechs kantonalen Vorstösse ab. Noch Ende 2003 hatten die bürgerlichen Mehrheiten
beider Parlamentskammern den SVP-Vorstoss unterstützt. Der Rat folgte mit dem
jetzigen negativen Entscheid den Überlegungen der WAK beider Ratskammern, welche
der Meinung waren, dass der rechtliche Schutz der Bankkunden vor
Informationssammlern sowohl durch die Bundesverfassung (Art. 13, Schutz der
Privatsphäre) als auch durch das Bankengesetz ausreichend gewährleistet sei. Wenn aus
dem Ausland Forderungen nach der Aufhebung des Bankkundengeheimnisses laut
würden, so hätten diese meist gar nichts mit diesem Prinzip an sich zu tun. Grund des
Anstosses sei in der Regel vielmehr die schweizerische Steuergesetzgebung, welche
einen strafrechtlichen Unterschied zwischen Steuerhinterziehung und -betrug macht
und bei Hinterziehung keine internationale Rechtshilfe (welche auch in der Schweiz das
Bankkundengeheimnis aufhebt) gewährt. Schliesslich sprachen gemäss der WAK auch
politisch-taktische Gründe gegen den verlangten Verfassungsartikel: Die politische
Auseinandersetzung anlässlich der obligatorischen Volksabstimmung wäre dem
Ansehen des schweizerischen Finanzplatzes bei ausländischen Anlegern wenig
förderlich. 4

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 09.05.2006
HANS HIRTER

Mit der Standesinitiative "Nein zur systematischen Kriminalisierung von
Bankangestellten" trug der Kanton Genf die Forderung an den Bund, die automatische
Weitergabe von Mitarbeiterdaten Schweizerischer Unternehmungen an ausländische
Staaten zu verbieten. Zudem sollten bereits erfolgte Genehmigungen für solche
Datenlieferungen annulliert und die betroffenen Personen von bereits durchgeführten
Datensendungen von Seiten des Staates rechtlich und finanziell unterstützt werden. Die
Standesinitiative war 2012 als Reaktion auf die Lieferung von Mitarbeiterdaten diverser
Banken an die USA im Zuge des Steuerstreits angeregt und 2015 beim Bund eingereicht
worden. 
Die vorberatende WAK-SR und ihr Sprecher Schmid (fdp, GR) äusserten sich ablehnend
gegenüber der Standesinitiative. Als besonders stossend wurde zum einen die offene
Formulierung des Begehrens und die Konsequenz daraus, dass die neuen Regeln nicht
nur für Banken, sondern auch für andere Unternehmungen gelten sollten, empfunden.
Dies wäre gemäss Kommission problematisch, weil in gewissen Branchen die
Herausgabe von Informationen zu Mitarbeitern (z.B. betreffend Qualifikationen)
Voraussetzung dafür ist, um überhaupt exportieren zu können. Zum anderen störte sich
die WAK-SR an der in der Standesinitiative enthaltenen Rückwirkungsklausel, die mit
bestehenden Regeln und Abkommen in Widerspruch stehen könnte. Auf zentrale
Aspekte der Standesinitiative reagierend, rief die Kommission sodann in Erinnerung,
dass der Bundesrat in seiner Musterverfügung vom Juli 2013 betroffenen Mitarbeitern
die Möglichkeit geschaffen habe, eine Widerspruchsklage gegen sie betreffende
Datenlieferungen zu erheben und dass die Banken dazu verpflichtet worden seien,
Fonds zu äufnen, um betroffenen Mitarbeitern in rechtlicher und finanzieller Hinsicht
beistehen zu können. Die WAK-SR empfahl aus all diesen Gründen, der Standesinitiative
des Kantons Genf keine Folge zu geben. Die kleine Kammer folgte diesem Antrag
diskussionslos. 5

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 30.05.2016
NICO DÜRRENMATT
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Im August wurde die Elektronische Börse Schweiz (EBS) auch für den Handel mit
inländischen Papieren in Betrieb genommen. Der dezentrale Ringhandel "à la criée" in
Zürich, Basel und Genf wurde damit eingestellt. 6

RAPPORT
DATE: 03.08.1996
HANS HIRTER
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